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KURZ KOMMENTIERT
Prognose

Gescholtene Forscher

Die Wirtschaftsforschungsinstitute haben mit den 
Ergebnissen ihrer gemeinschaftlichen Konjunktur­
prognose w ieder einmal keine Gnade vor den 
Augen des Bundeskanzlers gefunden: „Die Herren 
haben sich schon so oft geirrt, w ir sollten uns da­
von nicht beeindrucken lassen.“ Das strenge Ur­
teil mag in einem Jahr auf verbreitetes Verständ­
nis treffen, in dem die lahmende Konjunkturent­
wicklung die Institute wie die weitaus meisten 
anderen Prognostiker — und zuletzt auch die 
Bundesregierung — zu erheblichen Korrekturen 
früherer Voraussagen nötigte. Die Ursachen sind 
verschiedener Art, doch ist offensichtlich eine der 
wichtigsten darin zu suchen, daß die staatliche 
Finanzpolitik m it unerwartet hohen Einnahmen 
und zögernden Ausgaben restriktiver wirkte, als 
nach den Haushaltsplänen voraussehbar war.

Sicherlich haben sich die Institute in diesem Jahr 
nicht das erste Mal geirrt. Weit häufiger jedoch 
lagen sie mit ihren Prognosen recht gut, und vor 
allem schnitten sie dabei im Vergleich mit ande­
ren Institutionen keineswegs ungünstig ab. Nur 
dies aber kann ein Beurteilungskriterium sein, 
wenn nicht Konjunkturprognosen generell als un­
zuverlässige Entscheidungshilfe qualifiziert wer­
den sollen. A llerdings ist W irtschaftspolitik 
zwangsläufig zukunftsgerichtet, d. h. sie muß stets 
auf Vorstellungen über die künftige Entwicklung 
gegründet werden. Konjunkturprognosen sind 
denn auch nicht mehr — aber sie sollten auch 
nicht weniger sein — als „begründete Vorstellun­
gen“ , und zwar nicht über mechanische Zusam­
menhänge, sondern vor allem über Verhaltens­
weisen von Verbrauchern, Unternehmern, Gewerk­
schaften und staatlichen Organen. Damit ist eine 
gewisse Irrtumswahrscheinlichkeit von vornherein 
angelegt. Selbst zutreffende Vorstellungen wür­
den jedoch kaum vor Kanzlerkritik bewahren: 
Man stelle sich nur das Echo vor einem Jahr vor, 
hätten die Institute damals die Wachstumsenttäu­
schung des Jahres 1977 richtig prognostiziert! gg

Strukturberichterstattung

Verständliche Zurückhaltung

Inzwischen liegen der Öffentlichkeit die in der 
Regierungserklärung 1976 vom Bundeskanzler 
angekündigten Vorstudien zur Konzeption einer 
Strukturberichterstattung der fünf führenden W irt­

schaftsforschungsinstitute vor. Mit der Interpreta­
tion der in den Vorstudien diskutierten Möglich­
keiten und Grenzen sektoraler Analysen tut man 
sich allerdings schwer. So wird den Instituten 
gelegentlich unterstellt, sie selbst hegten Zweifel 
an dem Sinn derartiger Untersuchungen. Dabei 
wiesen die Institute nur auf das unvollständige 
statistische Datenmaterial hin und bekannten, daß 
sie nicht in der Lage sein werden, bereits im näch­
sten Jahr konkrete Angaben zu den Ursachen des 
Strukturwandels zu machen.

In der als Lernprozeß zu verstehenden und zur 
Aufbereitung der Daten notwendigen Anlaufphase 
kann in der Tat nicht erwartet werden, daß die 
ambitiösen Anforderungen des Auftraggebers — 
Licht in das Dunkel der Hintergründe des Struk­
turwandels zu bringen — vollkommen erfü llt wer­
den. Nur regelmäßig von allen Instituten im Wett­
bewerb zu erstellende und sich komplettierende 
Strukturberichte können zum gewünschten Erfolg 
führen. Die unverkennbare Zurückhaltung der In­
stitute vor allem bezüglich der kurz- bis m ittel­
fristigen Erfolgsaussichten ist nicht gemeinhin als 
generelle Skepsis oder gar Ablehnung zu ver­
stehen, sondern beruht auch auf der Tatsache, 
daß mit einer konsistenten und in die Volkswirt­
schaftliche Gesamtrechnung integrierten Struk­
turberichterstattung Neuland in der empirischen 
Wirtschaftsforschung betreten wird. Es kann keine 
Frage sein, daß sich hier selbst bei gedrosselten 
Ansprüchen wertvolle Informationen gewinnen 
lassen, während überzogene Erwartungen auf un­
zureichende Kenntnis des Problems hindeuten. 
Man kann sich nur wundern, daß bereits heute 
der Stab über das „Unternehmen Strukturbericht­
erstattung“ gebrochen w ird und dies gerade von 
denjenigen, die ökonomische Fehlprognosen 
händereibend belächeln. dw

Währungspolitik

Signal aus London

D er Beschluß der britischen Währungsbehörden, 
ihre Interventionen an den Devisenmärkten ein­
zustellen, hatte die erwartete W irkung: das Pfund 
Sterling erfuhr eine spontane Höherbewertung 
von durchschnittlich rund 3 %  gegenüber den 
Währungen der wichtigsten Handelspartner. Be­
dingt war dieser Anstieg durch die Einnahmen 
aus dem Geschäft mit dem Nordsee-Öl sowie 
durch den in jüngster Zeit erfolgten Zustrom 
kurz- und m ittelfristiger Gelder aus dem Ausland.

Von der — zumindest vorübergehend — völligen 
Freigabe des Pfundkurses verspricht man sich in
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London einen wesentlichen Beitrag zur Einhaltung 
des für 1977 gesteckten Geldmengenzieles und 
damit zur Eindämmung der noch immer zweistelli­
gen Inflationsrate. Die mit der Pfund-Aufwertung 
verknüpfte Verteuerung britischer Exportwaren 
meint man verkraften zu können, zumal die 
Außenhandelsbilanz sich in jüngster Zeit ermuti­
gend entwickelt hat: für August und September 
wurden erstmals wieder Überschüsse ausgewie­
sen. Bisher hatte gerade die Sorge um die Export­
fähigkeit der britischen Wirtschaft die Bank von 
England zu den kursdrückenden Devisenmarkt­
interventionen veranlaßt.

Ob der Entschluß zur faktischen Freigabe des 
Pfundkurses den gewünschten Erfolg im Kampf 
gegen die Inflation bringen wird, b leibt abzuwar­
ten. Was die Abwehr Inzwischen unerwünschter 
Auslandsgelder betrifft, so dürfte die Kurskorrek­
tu r zwar ein wirksames Mittel sein. In bezug auf 
die inflationsfördernden Faktoren im Innern stellt 
der Schritt Londons jedoch nicht mehr als ein 
Signal dar, im Angriff auf die Teuerungsrate nicht 
locker zu lassen. erh

Polen

Altersversorgung für Landwirte

D ie  empfindliche Störung der gesamtwirtschaft­
lichen Entwicklung Polens Im bisherigen Verlauf 
des VII. Fünfjahrplans (1975-1980) ist u. a. auf 
die verfehlte Agrarpo litik  zurückzuführen. Maß­
nahmen zur Verbesserung der Landwirtschaft 
werden deshalb stark beachtet. So auch ein neues 
Gesetz, nach dem diejenigen privaten Bauern — 
über 70%  der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche befinden sich noch in Privatbesitz — 
eine staatliche Altersversorgung erhalten können, 
die nach Erreichen des Rentenalters ihren Hof an 
einen privaten Nachfolger abtreten. Das Ausmaß 
dieser Sozialleistungen wird weitgehend von den 
Verkäufen ihrer Erträge an die staatlichen Ab­
nahme- und Verteilungsorganisationen abhängen. 
Vergegenwärtigt man sich, daß nach Aussage der 
„Trybuna Ludu“ erst 40%  der landwirtschaftli­
chen Betriebe auf Vollmechanisierung umgestellt 
sind, so daß die polnische Landwirtschaft mehr 
als 20 Jahre hinter der Entwicklung in westlichen 
Ländern zurückliegt, so könnte diesem Gesetz für 
die zukünftige Entwicklung im Agrarsektor große 
Bedeutung zukommen. Der 1968 eingeleitete Ver­
such nämlich, denjenigen Landwirten eine Leib­
rente zu zahlen, die ihren Hof an den staatlichen 
Rentenfonds abtreten, muß aufgrund traditioneller 
Bindungen der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
an ihr Eigentum als gescheitert angesehen wer­
den. Die Landwirte blieben bis ins hohe Alter

Eigentümer und Bewirtschafter von zumeist prc 
duktionstechnisch veralteten Höfen, während di 
Erben häufig in die Industrie abwanderten un 
den Hof später als Nebenerwerbsstelle weitei 
führten.

Durch die Neugestaltung der Alterssicherung bie 
tet sich nun die Chance, Betriebe frühzeitig jur 
gen und fähigen Landwirten zu übertragen, di 
diese als Vollerwerbsstellen mit erhöhter Nu 
zungsintensität führen. Gleichzeitig erhoffen sic 
die zentralen Partei- und Wirtschaftsorgane, da 
die Verkäufe der bäuerlichen Einzelwirtschafte 
an die staatlichen Aufkaufsorganisationen -  we 
gen der daran gebundenen Rentenhöhe — ste 
gen, so daß die Versorgungsengpässe in dieser 
Bereich abgebaut werden können. [

OPEC

Keine Garantie für Industrieländer

M it  seiner Ankündigung einer drastischen Prei; 
erhöhung für Erdöl hat der Generalsekretär de 
Organisation der erdölexportierenden Lände 
(OPEC) kürzlich eine neue Runde der ölprei: 
Diskussion eingeleitet. Nun ist es an den einze 
nen OPEC-Mitgliedsländern, ihre eigenen Prei: 
Vorstellungen bekanntzugeben. Dabei ist zu e 
warten, daß es zwischen Saudi-Arabien und de 
Vereinigten Arabischen Emiraten einerseits un 
den Verfechtern einer progressiven Erdölpreis 
Politik, insbesondere Iran, andererseits wlede 
erhebliche Meinungsverschiedenheiten hinsich 
lieh der zukünftigen Preisanhebung geben wiri 
Dennoch kann man davon ausgehen, daß bei de 
OPEC-Mitgliedsländern nach dem mit viel Müh 
zustande gekommenen Preiskompromiß für da 
zweite Halbjahr 1977 gegenwärtig kein Interess 
an einer Konfrontation besteht. So werden si 
sich wahrscheinlich auf eine Preisanhebung mit 
lerer Linie einigen.

Wie aber die nächste Preis-Entscheidung de 
OPEC-Ölminister im Dezember auch immer au; 
geht, langfristig werden sich die Industrielände 
an eine kontinuierliche Erhöhung des Erdölpre 
ses gewöhnen müssen. Dafür spricht allein scho 
die Tatsache, daß es ihnen nicht gelungen ist, ai 
dem Gebiet der Alternativ-Energie bedeutend 
Schritte einzuleiten. Außerdem ste llt die ständi 
zunehmende Abhängigkeit der USA von Erdöleir 
fuhren aus den OPEC-Ländern eine in ihrem Au; 
maß noch nicht allgemein erkannte Belastung fi 
eine ausgewogene internationale Erdölpolitik da 
Daß die Förderkapazität der OPEC-Länder ii 
Augenblick nicht voll ausgeschöpft ist, bedeute 
keinesfalls eine Garantie für dauerhafte Erdö 
importe der Industrieländer in beliebiger Höhe, n
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